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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. DBA Italien: Besteuerung von Sozialversicherungsrenten 
Urteil vom 17.08.2022, Az: I R 17/19  

2. Einkommensteuer: Keine Identität zwischen Erbengemeinschaft und aus Mit-
erben gebildeter GbR 
Urteil vom 19.01.2023, Az: IV R 5/19  

3. Einkommensteuer: Bildung einer Pensionsrückstellung bei Pensionszusage un-
ter Vorbehalt 
Urteil vom 06.12.2022, Az: IV R 21/19  

4. Abgabenordnung: Haftung eines Geschäftsführers im Falle eigenen Unvermö-
gens 
Beschluss vom 15.11.2022, Az: VII R 23/19  

5. Einkommensteuer: Verfassungsmäßigkeit des Übergangsrechts zur Einfüh-
rung der Veräußerungsgewinnbesteuerung 
Urteil vom 13.12.2022, Az: VIII R 23/20  

6. Einkommensteuer: Bewertung eines GmbH-Anteils mit stark disquotal ausge-
stalteten Rechten 
Urteil vom 16.11.2022, Az: X R 17/20  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. DBA Italien: Besteuerung von Sozialversicherungsrenten 

Urteil vom 17.08.2022, Az: I R 17/19 
Nach Art. 19 Abs. 4 DBA-Italien 1989 können Ruhegehälter und alle anderen wieder-
kehrenden oder einmaligen Bezüge, die auf Grund der Sozialversicherungsgesetzge-
bung eines Vertragsstaates von diesem Staat, einem seiner Länder, einer ihrer Gebiets-
körperschaften oder einer ihrer juristischen Personen des öffentlichen Rechts gezahlt 
werden, nur in diesem Staat besteuert werden, wenn der Empfänger Staatsangehöriger 
dieses Staates ist, ohne Staatsangehöriger des anderen Vertragsstaates zu sein. Eine da-
rauf beruhende Zuordnung des Besteuerungsrechts für die Leibrentenzahlungen der 
DRVB (Sozialversicherungsrente) an einen in Italien ansässigen deutschen Staatsange-
hörigen an den "Kassenstaat" Deutschland ist (insoweit abweichend zum Senatsbe-
schluss vom 25.07.2011 – I B 37/11 , BFH/NV 2011, 1879) nicht rechtsfehlerhaft. 
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2. Einkommensteuer: Keine Identität zwischen Erbengemeinschaft und aus Miter-
ben gebildeter GbR 
Urteil vom 19.01.2023, Az: IV R 5/19 
1. Im Verfahren der gesonderten und einheitlichen Feststellung nach § 179 Abs. 2 Satz 
2 , § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO sind eine Erbengemeinschaft und eine aus 
den Miterben gebildete GbR als jeweils selbständige Feststellungssubjekte zu behan-
deln. Bestehen beide Feststellungssubjekte fort, ist für jedes ein eigenständiges Fest-
stellungsverfahren durchzuführen. 
 
2. Ein identitätswahrender Formwechsel einer Erbengemeinschaft in eine GbR ist nach 
dem UmwG nicht möglich. 
 
3. Der Grundsatz, dass eine Erbengemeinschaft nebeneinander Gewinn- und Über-
schusseinkünfte erzielen kann, gilt nicht mehr, wenn diese in eine GbR als "andere 
Personengesellschaft" i.S. von § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 EStG überführt wird. 
 

  
3. Einkommensteuer: Bildung einer Pensionsrückstellung bei Pensionszusage unter 

Vorbehalt 
Urteil vom 06.12.2022, Az: IV R 21/19 
Enthält eine Pensionszusage einen Vorbehalt, demzufolge die Pensionsanwartschaft 
oder Pensionsleistung gemindert oder entzogen werden kann, ist die Bildung einer 
Pensionsrückstellung steuerrechtlich nur zulässig, wenn der Vorbehalt positiv —d.h. 
ausdrücklich— einen nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung anerkannten, eng 
begrenzten Tatbestand normiert, der nur ausnahmsweise eine Minderung oder einen 
Entzug der Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung gestattet. 
 

  
4. Abgabenordnung: Haftung eines Geschäftsführers im Falle eigenen Unvermögens

Beschluss vom 15.11.2022, Az: VII R 23/19 
Der Geschäftsführer einer GmbH kann sich gegenüber der Haftungsinanspruchnahme 
nicht darauf berufen, dass er aufgrund seiner persönlichen Fähigkeiten nicht in der 
Lage gewesen sei, den Aufgaben eines Geschäftsführers nachzukommen. Wer den An-
forderungen an einen gewissenhaften Geschäftsführer nicht entsprechen kann, muss 
von der Übernahme der Geschäftsführung absehen bzw. das Amt niederlegen. 
 

  
5. Einkommensteuer: Verfassungsmäßigkeit des Übergangsrechts zur Einführung 

der Veräußerungsgewinnbesteuerung 
Urteil vom 13.12.2022, Az: VIII R 23/20 
Die durch § 52 Abs. 28 Satz 16 Teilsatz 3 EStG bewirkte Einbeziehung unechter Fi-
nanzinnovationen in die Veräußerungsgewinnbesteuerung gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 7 EStG mit Wirkung vom 01.01.2009 ist verfassungsgemäß. 
 

  
6. Einkommensteuer: Bewertung eines GmbH-Anteils mit stark disquotal ausgestal-

teten Rechten 
Urteil vom 16.11.2022, Az: X R 17/20 
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1. Bleiben die Gewinnbezugs- und Stimmrechte, mit denen ein Anteil an einer Kapi-
talgesellschaft ausgestattet ist, erheblich hinter dem Anteil am Nominalkapital zurück, 
ist dies bei der Ermittlung des gemeinen Werts des Anteils regelmäßig wertmindernd 
zu berücksichtigen, sofern die Liquidation der Gesellschaft nicht konkret absehbar ist. 
 
2. Der Steuerpflichtige, der für eine Sachzuwendung einen höheren Wertansatz als den 
vom FA für zutreffend gehaltenen begehrt, trägt hierfür die Feststellungslast. Das FA 
trägt jedoch die Feststellungslast für die tatsächlichen Umstände, die zu einem Wegfall 
des Schutzes des Vertrauens in die Richtigkeit der Zuwendungsbestätigung führen. 
 
3. Da eine Entscheidung nach den Regeln der Feststellungslast lediglich eine "ultima 
ratio" darstellt, ist zunächst der Sachverhalt aufzuklären, insbesondere der Beteiligte, 
aus dessen Sphäre die entscheidungserheblichen Tatsachen stammen, zur Mitwirkung 
aufzufordern. Sollten die Mitwirkungspflichten verletzt werden, ist vor einer Entschei-
dung nach den Regeln der Feststellungslast eine Reduzierung des Beweismaßes vorzu-
nehmen. 
 
4. Bei Anwendung der Vertrauensschutzregelung des § 10b Abs. 4 Satz 1 EStG ist es 
dem Zuwendenden zuzurechnen, wenn Personen, die er in Ausweitung seines Risiko-
bereichs in die Abwicklung der Zuwendung eingeschaltet hat, Kenntnis oder grob 
fahrlässige Unkenntnis von der Unrichtigkeit der Zuwendungsbestätigung haben. 
 
5. Die zulässige Erhebung einer Sprungklage setzt in einer Verpflichtungssituation vo-
raus, dass die Behörde zuvor einen Antrag auf Erlass des begehrten Verwaltungsakts 
durch Verwaltungsakt abgelehnt hat. 
 
  

 

 


